
Bundessozialgericht

* Im Namen des Volkes

"'." """“ Urteil

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte:

Verkündet am
280 Okt° 1966 "

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte°

Der 4„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 28° Oktober 1966 durch

' Bundesrichter S c h m i t t
— Vorsitzender —‚

Bundesrichter M e l l w i t z und

Bundesrichter Dr„ E c k e r ,
Bundessozialrichter S c h m i d t und

Bundessozialrichter Z 0 l l e n k o p f

für Recht erkannt:

Das Urteil des Schleswig—Holsteinischen Landessozial—

gerichts vom 23° August 1963 wird mit den ihm zugrunde

liegenden Feststellungen aufgehobeno Der Rechtsstreit

wird zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das
Landessczialééricht zurückverwieseno
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Der im Jahre 1916 im damaligen Westpreußen geborene Kläger

ist heimatloser Ausländero Er hat die polnische Volks—

schule besucht, den Beruf eines Friseure erlernt und im

polnischen Heer Wehr— und Kriegsdienst geleistete Im

September 1939 geriet er in deutsche Kriegsgefangenschaft;

aus ihr wurde er im_Juni 1940 entlassen„ Danach war er

in Deutschland Zunächst als landwirtschaftlicher Arbeiter

und nach zweijährigem Aufenthalt in einem Lager für

heimatlose Ausländer als Wachmann und Kraftfahrer bei

der britischen Besatzungsmacht versicherungspflichtig

beschäftigte Seit 1950 ist er verheiratet; seit 1959 übt

er keine Erwerbstätigkeit mehr aus°

Durch Bescheid vom 26„ Oktober 1960 bewilligte die

Beklagte dem Kläger Rente wegen Erwerbsunfähigkeit vom

1° Dezember 1959 ano Dazu kam es, nachdem der Kläger in

die Psychiatrisch—Neurologische Abteilung des Landeskranken-

hauees Neustadt (Holstein) eingewiesen und dort die Diag—

_nose ”Depressionszustand" gestellt worden war{) Nach dem

der Diagnosezugrunde liegenden Krankheitsbericht hatte der

Kläger während der monatelangen stationären Betreuung

eine Fülle hypochondrischer Klagen vorgebracht° Wegen

Vertiefung der Depression mit Todesgedanken und Verwei—

gerung der Nahrungsaufnahme war er auf eine geschlossene

Station verlegt worden° Dort habe er, so heißt es in dem

Bericht, in den ersten Tagen in angstlicher Erregung
Fensterscheiben eingeschlagen; erst allmählich habe er

sich einordnen und auch zum Mithelfen bewegen lasseno

Seine Primärpersönlichkeit sei schwer zu durchschaueno

Die fachinternistische Untersuchung habe funktionelle

Störungen mit Hyperacidität im Rahmen einer vegetativen

Übererregbarkeit annehmen lasseno — Der Diagnose "Depressione—

zustand" hatte sich der Prüfarzt der Beklagten angeschlossen

und aus diesem Grunde den Kläger als’erwerbsunfähig auf nicht

absehbare Zeit beurteilto '
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Am 2„ Dezember 1960 wurde der Kläger versuchsweise

beurlaubt und am 30 Januar 1961 endgültig aus dem

Landeskrankenhaus entlassen° Nach dem Entlassunge—

bericht vom 120 Januar 1961 soll er zuletzt bei

allen auf der Station vorkommenden Arbeiten fleißig

geholfen‚ auf Befragen aber unter Verdüsterung

seiner Miene die gewohnte Fülle hypochondrischer

Beschwerden vorgebracht, sich auch zunächst gegen

seine Beurlaubung gesträubt haben„

Im August 1961 ließ die Beklagte den Kläger von dem

Facharzt für Neurologie und Psychiatrie Dr° U

und dem Internisten Dr° K nachuntersuchen°

Dr° U führte in seinem Gutachten aus: Es

sei schwer, auf Grund einer einmaligen ambulanten

Untersuchung eine Diagnose zu stellen„ Das psycho—

pathologische Syndrom gestatte lediglich die Fest—

stellung eines hypochondrischen Bildeso Es sei mög—

lich, daß der Kläger von 1959 an eine lang hinge—

zogene Phase einer endogenen Depression mit vor—

wiegend hypochondrisch—somatischer Symptomatologie

durchgemacht habe() Es könnte sich aber auch um eine

hypochondrische Entwicklung auf der Grundlage einer

abnormen Persönlichkeit gehandelt habeno Eine exakte

diagnostische Einordnung werde erst nach einer

längeren Beobachtung in einer psychiatrischen

Klinik möglich sein„ Einer solchen Beobachtung

bedürfe es indessen nicht zur Beurteilung der

jetzigen Leistungsfähigkeit des Klägers„ Sein Zustand

habe sich seit der Entlassung aus dem Krankenhaus

Neustadt gebessert° Die Schwielen in seiner Hand

seien ein Beweis dafür, daß er arbeite° Er müßte

in der Lage sein, leichte und mittelschwere Arbeiten

auf dem allgemeinen Arbeitsfeld im Sitzen fortge—

setzt, im Stehen mit Unterbrechungen mindestens

sechs Stunden am Tage auazufiihren° — Dieser Beurteilung
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der Leistungsfähigkeit des Klägers schloß sich Dr, K

ano Er sah eine Besserung im Zustand des Klägers darin,

daß "der akute Depressionszustand überwunden" sein

Durch Bescheid vom 25, August 1961 entzog die Beklagte

dem Kläger die Rente mit folgender Begründung: Nach der

fachärztlichen Untersuchung beständen eine seelische

Fehlhaltung, nervöse Störungen und nervöse Herz— und

Kreislaufbeschwerdeno In den Verhältnissen des Klägers

sei insofern eine Änderung eingetreten, als bei ihm
eine traurige Verstimmung nicht mehr festzustellen sei°

Es seien ihm wieder alle leichten und mittelschweren

Arbeiten im Sitzen fortgesetzt, im Stehen mit Unter—

brechung zumutbaro

Mit der gegen den Entziehungsbescheid gerichteten Klage

hat der Kläger vorgebracht, die Verhältnisse, die zur

Gewährung seiner Rente geführt hätten, hätten sich

nicht wesentlich geänderte

Das Sozialgericht (SG) Itzehoe hat — neben einem
internistischen Gutachten — ein Gutachten von der

Psychiatrischen und Nervenklinik der Universität Kiel

(Dr, L‘ /Dr° K ) eingeholt und außerdem in der

mündlichen Verhandlung den Facharzt für hervenkrank—

heiten Dro V gehört, Die Sachverständigen sind über-

einstimmend zu dem Ergebnis gelangt, daß im Gesund—

heitszustand des Klägers seit Dezember 1959 keine

wesentliche Änderung eingetreten sei, wenn auch zur

Zeit seines damaligen Aufenthalts im Landeskrankenhaus

Neustadt "die Erscheinungen seiner abnormen Persönlich—

keit und seiner Entwurzelung ziemlich intensiv" gewesen

seieno Die Universitätsärzte haben ausgeführt: Beim.

Kläger lägen nach wie vor psychische Auffälligkeiten

vor, die einer durch irreversible Lebensbedingungen

und durch eine psychasthenische Persönlichkeitsstruktur

verursachten aggressiven Gehemmtheit auf dem Boden einer
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Entwurzelungsdepression zuzuordnen seien; jedoch werde

die Arbeitsfähigkeit des Klägers dadurch nicht beein-

trächtigto

Das SG hat durch Urteil vom 30 Dezember 1962 den Ent—

ziehungsbescheid aufgehoben° Es hat ausgeführt: In

den Verhältnissen des-Klägers sei seit 1959 keine

Änderung eingetreteno Die im Landeskrankenhaus Neu—

stadt gestellte Diagnose eines fraglichen endogenen

Depressionszustandes sei unrichtig gewesen() Der Kläger

habe auch bei der Untersuchung in der Universitäts—

klinik Kiel Wutausbrüche gezeigt, die zu dem in Neu—

stadt gebotenen Bild gepaßt hätten° Seine psychischen

Auffälligkeiten seien nicht als echte endogene Depression

anzusehen; sie seien in größeren Zeitabständen mehr

oder weniger intensiv, ohne daß sich dabei das Grund—

leiden — eine Entwurzelungsdepression - ändereo Aus

diesem Grunde sei es zu der längeren Behandlung in

Neustadt gekommen, wobei offenbleibe, ob eine so lange

stationäre Behandlung notwendig gewesen sei oder ob

nicht nach dem jetzigen Befund gleichfalls eine

stationäre Behandlung erfolgen müßte°

lm Berufungsverfahren hat das Schleswig—Holsteinische

Landessozialgericht (LSG) den Facharzt für Neurologie
und Psychiatrie OboRegoMedoRat Dr° Z in der

mündlichen Verhandlung als Sachverständigen gehört

und außerdem ein schriftliches Gutachten von Prof°

Dr() D eingeholto Die Beurteilung durch Profo

Dr„ D lautet im wesentlichen: Bei dem Kläger

handele es sich um eine chronifizierte Fehlentwicklung

im Sinne einer abnormen Entwicklung; die körperlichen

Beschwerden seien nicht Ausdruck einer endogenen

Depression, sondern funktioneller Art„ Er — der Sach—

verständige — komme somit zu einem ähnlichen Ergebnis

wie Dr„ U und die Kieler Nervenklinik; er habe

- 6 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


; 6 _

allerdings Bedenken, den Begriff der Entwurzelungs—
depression zu verwenden„ Die Haltung des Klägers

in einer Mischung von Resignation und stummer bis

offener Auflehnung sei inzwischen so fixiert, daß

therapeutische Möglichkeiten kaum gegeben seien,

Jedoch gebe es keine Anhaltspunkte für eine wahn—

hafte Entwicklung, die sich der Korrektur des Willens

entziehe° Die bei dem Kläger festgestellte Entwick—

lung sei in den Bereich der mehr oder weniger bewußt—
seinsnahen furcht— oder wunschbestimmten Vorstellungen

einzuordnen und ohne eigentlichen Lrankheitswert°

Der Wille zur Ausübung einer E werbstätigkeit werde

zwar durch die affektiv gefärbte Fehlhaltung erheblich

beeinträchtigt, aber nicht so, daß man von einer

wesentlichen Einschränkung oder Aufhebung der freien

Willensentscheidung sprechen könne, wie dies für echte

Psychosen, wahnhafte Entwicklungen und Zwangsneurosen

gelte„ — Dem Kläger seien alle Arbeiten, die seiner

Ausbildung entsprächen, ohne Einschränkung zumutbar„ —
Eine faßbare Änderung des Befundes und des Beschwerde—

syndroms sowie der Fehlhaltung sei seit Oktober 1960 '

nicht festzustellen(} Es handele sich hier lediglich

darum, daß der gleiche Zustand zum Zeitpunkt der

Rentenbewilligung anders beurteilt worden sei als später„

Das LSG hat durch Urteil vom 230 August 1963 die erst—

instanzliche Entscheidung aufgehoben und die Klage

abgewiesen° Zur Begründung hat es ausgeführt: Zwar

habe sich der körperliche und geistige Zustand des

Klägers seit der Rentenbewilligung nicht geändert,‘

jedoch liege eine "Änderung der Verhältnisse" in der

Entlassung aus dem Krankenhaus„ Ein Versicherter,

der notwendigerweise stationär in einem Krankenhaus

behandelt werde, sei unabhängig von der Schwere seiner

Krankheit erwerbsunfähig; denn er könne infolge von“

Krankheit einer Erwerbstätigkeit nicht nachgehen„
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Dieser Auslegung des Gesetzes steht nicht entgegen,

daß die Krankheit nicht unmittelbar, sondern nur

mittelbar über die Krankenhausbehandlung die Er—

werbsunfähigkeit bewirke„ Die Voraussetzungen für

eine Rentengewährung wegen Erwerbsunfähigkeit hätten

im Oktober 1960 bei dem Kläger vorgelegeno Seine

Unterbringung in der Psychiatrisch—Neurologischen

Abteilung des Landeskrankenhauses Neustadt habe
ihm, obwohl er damals zu körperlicher Arbeit fähig

gewesen sei, die Möglichkeit genommen, seine Arbeits—

kraft auf dem Arbeitsmarkt zu verwerten„ Der Kläger

sei allerdings nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme

nicht wegen "Krankheit oder anderer Gebrechen"

oder wegen "Schwäche seiner körperlichen oder gei-

stigen Kräfte" (@ 1247 Abs° 2 der Reichsversicherungs—

ordnung —RVO—) im Landeskrankenhaus Neustadt unter—

gebracht gewesen„ Eine endogene Depression habe bei

ihm nicht bestanden, ebensowenig eine Psychose,

eine Geistesstörung mit Wahnvorstellungen und Sinnes—

täuschungen oder eine Zwangsneurose; vielmehr habe

eine seelische Fehlhaltung vorgelegen, die Profo

Dr, D überzeugend in den Bereich abnormer Ent-

wicklungen mit funkti0nellen körperlichen Beschwerden

einordneo Jedoch sei an der Tatsache nicht vorbeizu—

kommen, daß der Kläger auf fachärztliche Veranlassung

in der Psychiatrisch—Neurologischen Abteilung des

Landeskrankenhauses Neustadt untergebracht worden

sei, weil er psychisch aufgefallen gewesen sei und

schließlich wegen Todesgedanken und Verweigerung der

Nahrungsaufnahme auf eine geschlossene Station habe

verlegt werden müssen, Derart schwere AuSWirkungen

einer abnormen Entwicklung ständen äußerlich den-

jenigen einer schweren endogenen Depression gleich,

Sei das aber der Fall und demzufolge eine stationäre

Behandlung notwendig gewesen, so sei der depressive

Zustand, in dem sich der Kläger befunden habe,
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einer Krankheitim Sinneder @@1246Abs,2 und1247
Abs° 2 EVO gleichzusetzen° Nach alledem sei der Kläger

wä rend seiner Unterbringung in der Psychiatrisch—

Neurologischen Abteilung des Landeskrankenhauses Neu—

stadt erwérbsunfähig
gewesen; ihm sei die Rente zu

Recht bewilligt worden, Sei aber die Unterbringung
in Verbindung mit dem von ihm gebotenen massiven

psychischen Störungsbild ein rechtserheblicher, die

_Erwerbsunfähigkeit mitbedingender Umstand, so stelle
die Beendigung der Unterbringung eine Änderung in den

Verhältnissen des Klägers dar, auch wenn er — nach den
übereinstimmenden Bekundungen der Sachverständigen —
nach wie vor in einer seelischen Fehlhaltung mit

entsprechenden funktionellen körperlichen Beschwerden

verharrea — Der Kläger sei infolge der Entlassung aus
dem Krankenhaus nicht mehr berufsunfähigo Da er seitdem

_
den Auswirkungen seiner abnormen Entwicklung mit der

ihm verbliebenen Willenskraft allein Herr zu werden

vermocht habe und nicht wieder in ein Krankenhaus
habe eingewiesen werden müssen, hinderten ihn die

psychischen Auffälligkeiten, die er nach wie vor biete,

nicht mehr, einer lohnbringenden Arbeit nachzugeheno-

Das LSG hat die Revision zugelassen°

Der Kläger hat Revision eingelegt° Er rügt die Verletzung

materiellen Rechts (@ 1286 Abs„ 1 Satz 1 EVO), indem er
ausführt: Wenn die Beklagte nicht, wie es wohl richtiger

gewesen wäre, eine Zeitrente festgesetzt habe, so müsse

sie heute gegen_sich gelten lassen, daß die Rente nur

nach Maßgabe des @ 1286 Abs° 1 EVO entzogen werden könne,
ausreichende Gründe hierfür aber nicht vorlägen„ Eine

zur Rentenentziehung berechtigende wesentliche Änderung

der Verhältnisse des Versicherten sei nicht gegeben, wenn
sich nur die der Rentengewährung zugrunde liegende Diagnose

inzwischen als unrichtig erwiesen habe, in dem tatsächlichen

.— 9 —
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Gesundheitszustand des Versicherten dagegen keine

wesentliche Änderung eingetreten sei (BSG 6, 25, 27;

8, 241),

Der Kläger beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und

die Berufung der Beklagten gegen die erst-

instanzliche Entscheidung zurückzuweisen,

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen,

hilfsweise,

den Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das LSG zurückzuver—

weisen,

Sie nimmt im wesentlichen auf die Entscheidungsgründe

des LSG Bezug, meint indessen, daß die Krankheit des

Klägers zur Zeit der Rentenbewilligung nicht nur

mittelbar, sondern auch unmittelbar seine Erwerbs—

unfähigkeit bewirkt habe; denn sie habe ihn daran gehin—

dert, einer Erwerbstätigkeit nachzugeheno Darüber

hinaus pflichtet die Beklagte dem LSG darin bei,

daß auch das Erfordernis der Krankenhausbehandlung

schlechthin zur Annahme der Berufs— und Erwerbsunfähig—

keit führen können Für rechtlich unerheblich hält die

Beklagte, ob der Kläger infolge einer echten endogenen

Depression oder nur wegen einer psychischen Auffällig—

keit an der Ausübung einer regelmäßigen Erwerbs—

tätigkeit gehindert gewesen sei; entscheidend sei

— so meint sie —, daß der Kläger tatsächlich nicht

habe arbeiten können, Für den Fall, daß das Berufungs—

urteil nicht bestehen bleiben könne, hält die Beklagte

für klärungsbedürftig, ob der Kläger seinerzeit, wenn

auch nicht wegen einer endogenen Depression, so doch

aus anderen, eine Krankheit ergebenden Gründen erwerbe—

unfähig gewesen sei„
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Die Revision ist zulässig und begründet°

Nach 5 1286 Abs, 1 Satz 1RVO wird eine Versicherten—

rente entzogen, wenn der Empfänger der Rente infolge

einer Änderung in seinen Verhältnissen nicht mehr

berufsunfähig ist° Sieht man einmal von dem — nach

den Feststellungen des LSG nicht vorliegenden — Fall ab,

daß eine Rente lediglich wegen eines bestimmten Krank—

heitsverdachts gewährt worden ist (vglo BSG 17, 295),

so ergibt sich aus der angeführten Regelung des 5 1286

Abs° 1 EVO, daß eine Versichertenrente nur dann ent—

zogen werden darf, wenn der Rentenempfänger früher

tatsächlich berufs— oder erwerbsunfähig gewesen, die

Rente also seinerzeit zu Recht bewilligt worden war;
anderenfalls wäre nämlich nicht eine früher vorhandene

Berufs— oder Erwerbsunfähigkeit durch eine Änderung

der Verhältnisse beseitigt werden (BSG SozR Nr, 6 zu
5 1286 EVO)° Auf.diesem Rechtsstandpunkt steht erkenn-
bar auch das LSG; denn es hat sich veranlaßt gesehen,

darzulegen, daß und weshalb dem Kläger die Rente wegen

Erwerbsunfähigkeit durch Bescheid vom'26° Oktober 1960

zu Recht bewilligt worden sei, Der Weg, auf dem es

zu diesem Ergebnis gelangt ist, ist jedoch nicht gangbaro

Das LSG hat festgestellt, bei dem Kläger hätten zu der

Zeit des Rentenbeginns weder Krankheit noch andere

Gebrechen noch Schwäche seiner körperlichen und geistigen

Kräfte vorgelegen° Daß trotz des Fehlens dieser im

Gesetz genannten, eine Rente auslösenden Ursachen der

Mindertng der Erwerbsfähigkeit (MdB) die Voraus—

setzungen des @ 1247 Abso 2 RVO als gegeben anzusehen

gewesen seien, hat es mit der Unterbringung des Klägers

in einer geschlossenen Krankenhausabteilung und seiner

darauf zurückzuführenen Unfähigkeit, während dieser‘

Zeit einem Erwerb nachzugehen, begründet, Dieser Argu—

mentation des LSG steht entgegen, daß die Ursachen der

MdB, von denen das Gesetz die Gewährung einer Rente
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abhängig macht, mit den Worten "Krankheit oder anderen

Gebrechen oder „," erschöpfend aufgezählt sind (vgl„

BSG 10, 53), Wenn — wie man im vorliegenden Falle

den getroffenen Feststellungen entnehmen kann —
ein Versicherter, ohne daß bei ihm eine der genannten

Ursachen vorliegt, zu seiner eigenen Sicherheit in

einer geschlossenen Abteilung eines Krankenhauses

untergebracht werden muß, weil er sich mit Selbst—

mordgedanken trägt, so ist er nicht allein deswegen

erwerbsunfähig, weil er während und infolge seiner

Unterbringung kein Einkommen erzielen kann, Ist hier—

nach der zeitlich nicht beschränkte Rentenbezug des

Klägers nicht allein mit seiner Festhaltung in einer

geschlossenen Krankenhausabteilung zu rechtfertigen,

so kann auch seine Entlassung aus dem Krankenhaus

für sich allein keinen Grund für die Entziehung

der Rente wegen einer "Änderung in seinen Verhält—

nissen" bilden°

Gleichwohl folgt hieraus nicht ohne weiteres, daß

die Entziehung der Rente unzulässig und die Auf—

hebungsklage begründet wäre° Die in dem angefochtenen

Urteil getroffene Feststellung, daß der Kläger Ende

1959 weder an einer Krankheit noch an anderen Ge—

brechen noch an einer Schwäche seiner körperlichen

oder geistigen Kräfte gelitten habe, läßt nämlich

Zweifel in bezug auf ihre Eindeutigkeit offen,

In einem gewissen Widerspruch hierzu könnte stehen,

daß das LSG an einer anderen Stelle seiner Entschei—

dungsgründe ausgeführt hat, bei dem Kläger habe

eine seelische Fehlhaltung vorgelegen, und er habe

'wegen seiner Beschäftigung mit Todesgedanken und

wegen Verweigerung der Nahrungsaufnahme auf eine

geschlossene Station verlegt werden m u s s e n „
Diese Feststellungen scheinen die Möglichkeit nicht

auszuschließen, daß der Kläger im Jahre 1959 unter
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seelischen Störungen gelitten hat, die er — auch bei zumutbarer

Willensanspannung — aus eigener Kraft nicht überwinden konnteo

In einem solchen Falle käme eine Krankheit im Rechtssinne

in Betracht (vglo BSG SozR Nr„ 39 zu € 1246 EVO)„ In diese

Richtung weist auch die Feststellung des LSG am Schluß der

Entscheidungegründe, der Kläger habe "seit seiner Entlassung

aus der Psychiatrisch—heurologischen Abteilung des Landes—

krankenhauses Neustadt den Auswirkungen seiner abnormen Ent—

wicklung mit der ihm verbliebenen Willenskraft allein Herr

zu werden vermocht und nicht wieder im Krankenhaus unterge—

bracht werden müssen“c Daraus läßt sich die Schlußfolgerung

ziehen, daß der Kläger vor seiner Entlassung aus dem Kranken»

haus seiner seelischen Störungen nicht habe aus eigener Kraft

Herr werden können und demnach damals möglicherweise "krank"

gewesen sei„ Hiermit steht allerdings wiederum die eingangs

der Entscheidungsgründe getroffene Feststellung des LSG nicht

im Einklang, daß "sich der körperliche und geistige Zustand

des Klägers seit der Rentenbewilligung „00 nicht geändert" habeo

Gach alledem mangelt es dem angefochtenen Urteil an ausreichen—

den widerspruchsfreien tatsächlichen Feststellungen, die eine

Entscheidung in der Sache selbst zulassen würden° Auf die.‘

Revision des Klägers hin muß das Urteil deshalb mit den ihm

zugrunde liegenden Feststellungen aufgehoben und der Rechts-

streit zur erneuten Verhandlung und Entscheidung — auch über

die Kosten des Revisionsverfahrens — an das LSG zurückverwiesen

werdeno
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